
Berlin. Nach dem vorläufigen Scheitern
eines Wehrdienst-Kompromisses in der Ko-
alition dringt die Union auf deutliche Ände-
rungen am Gesetzentwurf von Verteidi-
gungsminister Boris Pistorius (SPD) im par-
lamentarischen Verfahren. Der CDU/CSU-
Fraktionschef Jens Spahn wies darauf hin,
dass der Bundestag bei dem Thema das letzte
Wort hat. „Gesetze werden in Deutschland
immer noch vom Parlament verhandelt und
beschlossen, nicht von Ministern“, sagte der
CDU-Politiker. „Wir werden den Entwurf
diese Woche im Deutschen Bundestag ein-
bringen und weiter verhandeln.“

Pistorius versucht unterdessen die Wo-
gen in dem Streit zu glätten,der am Dienstag
eskaliert war. „Ich finde das alles weit weni-
ger dramatisch, als es gerade gemacht wird“,
sagte er am Rande einer Sitzung des Vertei-
digungsausschusses. Er betonte, man habe
lediglich eine Woche Zeit verloren und werde
jetzt ganz normal das Gesetz beraten.

Die Fachpolitiker beider Koalitionsfrak-
tionen hatten sich am Montagabend nach
tagelangen Verhandlungen auf Eckpunkte
für ein Wehrdienstmodell auf der Grundlage

eines Gesetzentwurfs von Pistorius verstän-
digt. In der SPD-Fraktion gab es am Dienstag
aber keine Zustimmung dafür. In der Union
wird das vor allem darauf zurückgeführt,
dass Pistorius in der Fraktionssitzung Stim-
mung gegen den Kompromiss gemacht habe.
Eine bereits angekündigte Pressekonferenz
zu den Details der Einigung der Unterhänd-
ler wurde kurzfristig abgesagt.

Nun soll der Gesetzentwurf am Donners-
tag zunächst in der im August vom Kabinett
beschlossenen Fassung in den Bundestag
eingebracht werden. Pistorius strebt eine
Verabschiedung noch in diesem Jahr an, da-
mit die Neuregelungen zum 1. Januar 2026
in Kraft treten können.

Der Verteidigungsminister setzt auf
einen Wehrdienst, der zunächst auf Freiwil-
ligkeit beruht. Hintergrund ist, dass er die
Bundeswehr um 80000 auf 260000 Soldaten
vergrößern will. Die Union bezweifelt, dass
genug freiwillige Wehrdienstleistende ange-
worben werden können, fordert Zielmarken
für die Anwerbung und konkrete Mechanis-
men, falls diese nicht erreicht werden. dpa
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Koalitionskrach um Wehrpflicht:
Union schießt gegen Pistorius
Ein erster Kompromiss ist geplatzt, die Fronten im Koalitionsstreit über den Wehrdienst sind verhärtet.
Für die Union ist das Problem der SPD-Verteidigungsminister. Der versucht die Wogen zu glätten.

Berlin. In der Union ist erneut eine Debatte
über den Umgang und die Zusammenarbeit
mit der AfD entbrannt. Drei ehemals ein-
flussreiche Unionspolitiker, darunter der
frühere CDU-Generalsekretär Peter Tauber
und Ex-Verteidigungsminister Karl-Theodor
zu Guttenberg (CSU) hatten sich zuvor für
eine Lockerung der sogenannten Brandmau-
er zur AfD ausgesprochen. Während sich
CDU-Generalsekretär Carsten Linnemann
zunächst nicht äußern wollte, wies die CSU-
Spitze alle Forderungen kategorisch zurück.

„Die CSU schließt jede Kooperation mit
der AfD aus. Eine Zusammenarbeit mit der
AfD würde Deutschland schaden und die
Union zerstören“, sagte CSU-Generalsekre-
tär Martin Huber in München. Auch CSU-
Chef Markus Söder und CDU-Chef Friedrich
Merz hatten sich wiederholt gegen jegliche
Zusammenarbeit mit der AfD ausgespro-
chen. Der Chef des CDU-Sozialflügels, Den-

nis Radtke,kritisierte die Forderungen eben-
falls: „Die These, die Höhe der Brandmauer
sei mit ursächlich für die Erfolge der AfD, ist
eine gefährliche intellektuelle Fehlzün-
dung“, sagte der Vorsitzende der Christlich-
Demokratischen Arbeitnehmerschaft.

Schleswig-Holsteins CDU-Ministerpräsi-
dent Daniel Günther sagte: „Wer CDU und
AfD in einem Atemzug nennt, hat nicht ver-
standen, was bürgerlich heißt“, sagte Gün-
ther dem „Stern“. Auch Baden-Württem-
bergs CDU-Chef Manuel Hagel äußerte sich
ablehnend: „Klar ist, eine Zusammenarbeit
der CDU Baden-Württemberg mit der AfD
wird es nicht geben.“

Die AfD-Vorsitzende Alice Weidel gab
sich indes demonstrativ zuversichtlich, dass
CDU und CSU in absehbarer Zeit mit ihrer
Partei kooperieren würden: Nach der Ära
von Kanzler Merz werde sich die Union nicht
mehr verweigern können,sagte sie. dpa

Ex-Unionspolitiker raten zu
Öffnung gegenüber der AfD
Der frühere CDU-Generalsekretär Tauber und der einstige CSU-Minister
Guttenberg fordern Kurswechsel. Aktive Parteifreunde widersprechen.

Washington/Gaza. US-Präsident Donald
Trump hat Berichte über Tötungen von Men-
schen im Gazastreifen durch die Terrororga-
nisation Hamas mit einem gewissen Ver-
ständnis kommentiert. Die Hamas habe
gegen „sehr, sehr schlimme Banden“ durch-
gegriffen, sagte Trump. „Das hat mich nicht
groß gestört, um ehrlich zu sein. Das ist ok.“
Trump behauptete auch,dass Länder wie Ve-
nezuela Banden in die USA schicken würden.

Auf der Plattform X war ein Video veröf-
fentlicht worden,das eine Gruppen-Erschie-
ßung von acht Menschen nahe Gaza-Stadt
zeigen soll. Zeugen sagten, die Hamas habe
den Getöteten vorgeworfen, Kollaborateure
der israelischen Armee zu sein. Die palästi-
nensische Autonomiebehörde verurteilte
die mutmaßlichen Exekutionen scharf. dpa
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Trump zeigt
Verständnis für
Hamas-Morde
Videos sollen zeigen, wie die Hamas
Gegner exekutiert. Palästinensische
Politiker sprechen von Verbrechen.

Berlin. Beschäftigte im Rentenalter sollen
vom kommenden Jahr an bis zu 2000 Euro im
Monat steuerfrei dazuverdienen können.
Dafür beschloss das Bundeskabinett in Ber-
lin die Aktivrente. Koalitionspolitiker und
-politikerinnen lobten das schwarz-rote
Projekt als Stärkung für Arbeitnehmer und
Arbeitsmarkt. Gewerkschaften und Opposi-
tion kritisierten, es seien teure Steuer-
geschenke für die Klientel der Regierungs-
parteien. Wirtschaftsforscher gehen von
einer geringen Wirkung der Aktivrente aus.

Wer das gesetzliche Rentenalter erreicht
und freiwillig weiterarbeitet, soll künftig bis
zu 2000 Euro Gehalt im Monat steuerfrei er-
halten. Das Gesetz wird nun in Bundestag
und Bundesrat beraten. dpa

Kabinett beschließt
Aktivrente
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„Ja, ich habe
von einem faulen
Kompromiss
gesprochen, aber
ich habe niemanden
persönlich
angegriffen.“
Boris Pistorius (SPD),
Verteidigungsminister

Kommentar

Von Stefan Kegel

Die gegenwärtigen Erschießungen von Dut-
zenden Menschen durch die Hamas im Gaza-
streifen, zum Teil vor laufenden Kameras,
gehen erstaunlicherweise ohne großen Auf-
schrei von Friedensbewegten und Bürger-
rechtsgruppen hierzulande über die Bühne.
Sogar US-Präsident Donald Trump spricht
jetzt davon, dass seine Verhandler der isla-
mistischen Terrorgruppe die Erlaubnis er-
teilt hätten, sich erneut zu bewaffnen, um
vorübergehend Ordnung im Gazastreifen
herzustellen. Von solch einer Vereinbarung
war bislang nichts bekannt. Indes ist nicht
davon auszugehen, dass Israel einer dauer-
haften Wiederbewaffnung der Hamas taten-
los zusieht.Wie ernst Trump seine Ankündi-
gung meint, man werde die Islamisten not-
falls gewaltsam entwaffnen, stellt er mit sei-
ner Äußerung selbst infrage.

Die Ironie liegt darin, dass ausgerechnet
die Hamas Ordnungshüter sein und Hilfslie-
ferungen bewachen soll. Also diejenige Ter-
rortruppe, die mit dem Massaker vom 7. Ok-
tober 2023 den Krieg begonnen und sich an
früheren Hilfslieferungen bereichert hat.

Bislang haben Israel und die Hamas sich
nur zur ersten Phase von Trumps Friedens-
plan bereit erklärt: zur Freigabe der 48 israe-
lischen Geiseln und der Freilassung von 1950
gefangenen Palästinensern. Viel wird also
darauf ankommen, ob der Druck aus USA auf
Israel sowie der Einfluss aus Katar,der Türkei
und Ägypten auf die Hamas bleibt, auch den
Rest der Vereinbarung umzusetzen.

Die Hamas als Wache
– welch ein Hohn!
Erschießungen sind im Gazastreifen
an der Tagesordnung – und Trump
macht seinen Friedensplan lächerlich.

Wetter
Mittags 14° | Nachts 4°
Es bleibt teils länger neblig-
trüb, teils scheint etwas
Sonne.
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Die A8 in Richtung München ist eine
stark frequentierte Strecke.

Nun müssen sich Autoreisende
vorübergehend umorientieren.

An diesem sowie am darauffolgenden
Wochenende wird der

Albaufstieg zwischen Mühlhausen im
Täle und Merklingen gesperrt.
Der Grund: Reparaturarbeiten.

Kein Albaufstieg
gen Süden

Wien. Der österreichische Ex-Milliardär und
insolvente Immobilienunternehmer René
Benko ist in einem ersten Prozess im Zusam-
menhang mit der Pleite seines Signa-Kon-
zerns zu zwei Jahren Haft verurteilt worden.
Das Landesgericht Innsbruck sprach den 48-
Jährigen wegen des Vorwurfs betrügerischer
Konkursvergehen schuldig, wie die österrei-
chische Nachrichtenagentur APA berichtete.
Dem Tiroler war vorgeworfen worden, Ver-
mögenswerte beiseitegeschafft zu haben.
Insgesamt ging es um 660000 Euro.

Die Haftstrafe ist laut APA „unbedingt“,
sie kann also nicht zur Bewährung ausge-
setzt werden. Das Urteil ist noch nicht
rechtskräftig. Benko war im Januar festge-
nommen worden und sitzt seitdem in Unter-
suchungshaft. AFP

Benko muss
zwei Jahre ins
Gefängnis
Das erste Urteil gegen den früheren
Milliardär ist gefallen – wegen
Schädigung seiner Gläubiger.
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Volksbank erhöht
Gebühren für
Kontoführung
Die Volksbank Stuttgart erhöht die Kontofüh-
rungsgebühren. Günstiger kommt weg, wer
digitale Angebote bevorzugt. Kundinnen und
Kunden, die weiterhin Kontoauszugdrucker
nutzen wollen, müssen künftig dafür zahlen,
und eine Überweisung auf Papier kostet fünf
Euro. Die Bank hat eine Strategie entwickelt,
wie sie Kundschaft gewinnen will. Was dahin-
tersteckt, erklärt Vorständin Kristina Becker.
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Kristina Becker. Foto: Volksbank Stuttgart

Winnenden

Probebacken für
Einweihung des
Backhauses
Seit Wochen sind die Vorsitzenden der Kul-
tur- und Heimatvereinigung (K&H) gefühlt
täglich mit der Inbetriebnahme des neuen
Backhäusles beschäftigt. Am Dienstag
(14.10.) kamen die ersten Brote und Salzku-
chen in den Holzofen. Spannendes Probeba-
cken fürs große, zweitägige Einweihungsfest
am Wochenende (18. und 19. Oktober), zu
dem die gesamte Bevölkerung eingeladen ist.
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Backen im nagelneuen Backhaus.
Foto: Benjamin Buettner
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